
Lfd.Nr. 22 |Jahr 2024 

 

VERHANDLUNGSSCHRIFT 

 

über die öffentliche Sitzung des Gemeinderates der Marktgemeinde Riedau am Donnerstag, den 27. Juni 2024 

Tagungsort: Sitzungssaal 

Beginn:  19:00 Uhr 

Ende: 20:15 Uhr 

Anwesende GR-Mitglieder: 

 

1. Bgm. Markus Hansbauer als Vorsitzender 

2. 1.Vizebgm. Johann Schmidseder 

3. GV Reinhard Windhager 

4. GR Anna Zallinger 

5. GR Anna Wimmer 

6. GR Thomas Klugsberger 

7. GR Marcel Weinberger 

8. GR Alois Brunner 

9. GR Lukas Sumereder 

10. 2.Vizebgm. Franz Arthofer 

11. GR Karin Eichinger 

12. GR Elisabeth Jäger 

13. GR Sascha Hübsch 

14. GV Michael Desch 

15. GR Andreas Unterberger 

16. GR Bernhard Rosenberger 

17.   

18.   

19.   

GR-Ersatzmitglieder: 

 

 ER Christian Kalchgruber für  GR Johannes Schönbauer  

 ER Christopher Gruber für GR Günter Humer 

 ER Roswitha Krupa für GR Franz Schabetsberger  

 

 

Der Leiter des Gemeindeamtes:  AL Petra Langmaier  

Sonstige Personen (§ 66 Abs. 2 OÖ. GemO.1990): - 

Der Schriftführer (§ 54 Abs. 2 OÖ. GemO. 1990): AL Petra Langmaier  

 

Es fehlen: 

 

 entschuldigt: unentschuldigt:  

GR Günter Humer 

GR Johannes Schönbauer 

GR Franz Schabetsberger    
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Der Vorsitzende eröffnet um 19:00 Uhr die Sitzung und stellt fest, dass 

a) die Sitzung von ihm einberufen wurde; 

b) die Verständigung hierzu gemäß den vorliegenden Zustellnachweisen an alle Mitglieder bzw. Ersatzmitglieder am 

20.06.2024 unter Bekanntgabe der Tagesordnung erfolgt ist; der Termin der heutigen Sitzung im Sitzungsplan (§ 

54 Abs. 1 OÖ. GemO 2002) enthalten ist, und die Verständigung hierzu an alle Mitglieder bzw. Ersatzmitglieder 

zeitgerecht unter Bekanntgabe der Tagesordnung erfolgt ist; die Abhaltung der Sitzung durch Anschlag an der 

Amtstafel öffentlich kundgemacht wurde; 

c) die Beschlussfähigkeit gegeben ist; 

d) die Verhandlungsschrift über die letzte Sitzung vom 25.04.2024 bis zur heutigen Sitzung, während der Amtsstunden 

im Gemeindeamt zur Einsicht aufgelegen ist, während der Sitzung zur Einsicht noch aufliegt und gegen diese 

Verhandlungsschrift von jenen Gemeinderatsmitgliedern und Ersatzmitgliedern, welche an der betreffenden 

Sitzung teilgenommen haben, bis zum Sitzungsschluss Einwendungen eingebracht werden können. 

 

Sodann gibt der Vorsitzende noch folgende Mitteilungen: 

Folgende Gemeinderatsmitglieder sind anzugeloben:  

·   

 

Folgender Dringlichkeitsantrag wurde gemäß § 46 Abs. 3 OÖ. GemO 2002 eingebracht:  

· - 

 

Abstimmungsergebnis: 

- 

 

Der Vorsitzende setzt folgenden Tagesordnung von der Tagesordnung ab: 

· - 

 

Bürgerfragestunde - Keine Wortmeldungen 
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Tagesordnung: 

TOP 1. Bericht des Obmannes des Kultur- und Vereinswesenausschusses (Kenntnisnahme) 

TOP 2. Bericht des Obmannes des Familienausschusses (Kenntnisnahme) 

TOP 3. Bericht der Obfrau des Umweltausschusses (Kenntnisnahme) 

TOP 4. Bericht des Obmannes des Bauausschusses (Kenntnisnahme) 

TOP 5. Bericht des Obmannes des Wohnungsausschusses (Kenntnisnahme) 

TOP 6. Bericht des Obmannes des Prüfungsausschusses (Kenntnisnahme) 

TOP 7. Löschungserklärung Wiederkaufsrecht – KG 48129, EZ 314 (Beratung und Beschlussfassung) 

TOP 8. Anpassung der Tarife für die Schülerausspeisung ab dem Schuljahr 2024/2025 (Beratung und Beschlussfassung) 

TOP 9. Arbeitsübereinkommen KBBE vereinbart zwischen Marktgemeinde Riedau und der Pfarrcaritas Riedau (Beratung 

und Beschlussfassung) 

TOP 10. Pachtvertrag – Marktplatz 95/96 (Beratung und Beschlussfassung) 

TOP 11. Gründung einer Energiegemeinschaft – EEG DoRiZe (Kenntnisnahme) 

TOP 12. Sonderbedarfszuweisungsmitteln 2024 – Festlegung der Mittelverwendung (Beratung und Beschlussfassung) 

TOP 13. Nachwahl nach Mandatsverzicht von ER Kerstin Helml – Fraktionswahl SPÖ (Beratung und Beschlussfassung) 

a.) Nachwahl eines Ersatzmitgliedes in den Kultur- und Vereinswesenausschusses – Fraktionswahl SPÖ (Beratung und 

Beschlussfassung) 

TOP 14. Personalvertretungswahlen 2024, Bekanntgabe der Mitglieder des Dienststellenausschusses (Kenntnisnahme) 

TOP 15. Dienstbarkeitsvertrag abgeschlossen zwischen der Marktgemeinde Riedau und dem Verein Österreichisches 

Rotes Kreuz, KG 48138, EZ 382, Gstnr. 55/2 (Beratung und Beschlussfassung) 

TOP 16. Kindergartentransport (Beratung und Beschlussfassung) 

TOP 17. Aufkündigung/Rückforderung der Geschäftsanteile der Marktgemeinde Riedau (Beratung und 

Beschlussfassung) 

TOP 18. Ansuchen um Aufschub der Bauverpflichtung für das Gstnr. 758/5, KG 48138 (Beratung und Beschlussfassung) 

TOP 19. Gestattungsvertrag über die Benützung von öffentlichen Straßen und Wegen abgeschlossen zwischen 

G.Spindler Erdbau GmbH und der Marktgemeinde Riedau (Beratung und Beschlussfassung) 

TOP 20. Bericht des Bürgermeisters 

TOP 21. Allfälliges 
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TOP 1. Bericht des Obmannes des Kultur- und Vereinswesenausschusses (Kenntnisnahme) 

 

Der Obmann Alois Brunner gibt den Bericht zu der Sitzung am 08. April 2024 mit folgender Tagesordnung bekannt: 

 

Sitzung des Kultur- und Vereinswesenausschusses, am 08. April 2024 mit der Tagesordnung: 

· Zusammenfassung Markt-/Maifest 

· Vereinsförderungen 

· Freibadtarife 

· Allfälliges 
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TOP 2. Bericht des Obmannes des Familienausschusses (Kenntnisnahme) 
 

Der Obmann Thomas Klugsberger gibt den Bericht zu der Sitzung am 03. Juni 2024 mit folgender Tagesordnung 

bekannt: 

 

Sitzung des Familienausschusses, am 03. Juni 2024 mit der Tagesordnung: 

· Tarif Schülerausspeisung 

· Allfälliges 
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TOP 3. Bericht der Obfrau des Umweltausschusses (Kenntnisnahme) 
 

Die Obfrau Karin Eichinger gibt den Bericht zu der Sitzung am 26. Juni 2024 mit folgender Tagesordnung bekannt: 

 

Sitzung des Umweltausschusses, am 26. Juni 2024 mit der Tagesordnung: 

· Blumenwiese Holzspielplatz 

· Verwendung des restlichen Spendengeldes (Bepflanzung Parkplatz Mitter Pomedt) 

· Nachbesprechung Park & Ride Schwaben 

· Angebotszusage Dick Josef – Baumentfernung Pomedt 

· Baumhaftung Leitfaden 

· Allfälliges 
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TOP 4. Bericht des Obmannes des Bauausschusses (Kenntnisnahme) 
 

Der Obmann Lukas Sumereder gibt den Bericht zu der Sitzung am 17. Juni 2024 mit folgender Tagesordnung bekannt: 

 

Sitzung des Bauausschusses, am 17. Juni 2024 mit der Tagesordnung: 

· Verkehrsspiegel Pomedt 

· Fördermöglichkeiten im Bereich Mobilität 

· Allfälliges 
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TOP 5. Bericht des Obmannes des Wohnungsausschusses (Kenntnisnahme) 
 

Unter Ausschluss der Öffentlichkeit 
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TOP 6. Bericht des Obmannes des Prüfungsausschusses (Kenntnisnahme) 
 

Der Obmann Sascha Hübsch gibt den Bericht zu der Sitzung am 18. Juni 2024 mit folgender Tagesordnung bekannt: 

 

Sitzung des Prüfungsausschusses, am 18. Juni 2024 mit der Tagesordnung: 

· Belegprüfung 01.01.2024-31.05.2024 

· Allfälliges 

 

  



 

-10- 

 

TOP 7. Löschungserklärung Wiederkaufsrecht – KG 48129, EZ 314 (Beratung und Beschlussfassung) 
 

Der Vorsitzende gibt den Sachverhalt bekannt: 

Die Fraktionen haben vollinhaltlich folgende Unterlagen im Amtsvortrag erhalten:  
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Beschluss: 

Der Vorsitzende stellt den Antrag, die vorliegende Löschungserklärung der Liegenschaft EZ 314 in der KG 48129 

vollinhaltlich zu genehmigen. 

 

Abstimmungsergebnis: 

Der Antrag wird durch Erheben der Hand mit 19 Stimmen einstimmig angenommen.  
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TOP 8. Anpassung der Tarife für die Schülerausspeisung ab dem Schuljahr 2024/2025 (Beratung und 

Beschlussfassung) 
 

Der Vorsitzende gibt den Sachverhalt bekannt: 

Die Fraktionen haben vollinhaltlich folgende Unterlagen im Amtsvortrag erhalten:  

 

Vorschlag Familienausschuss, 03.06.2024: 

Kindergarten/Krabbelstube:  3,50 Euro (bisher 3,00 Euro) 

Volksschule/Mittelschule:  3,90 Euro (bisher 3,40 Euro) 

Erwachsene:    6,50 Euro (bisher 5,50 Euro) 

 

Prüfbericht Gebarungsprüfung, Geschäftszeichen: 2023-37080 
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Rechnungsabschluss 2020 -22.962,85 Euro (Finanzierungshaushalt) 

Rechnungsabschluss 2021 -19.443,84 Euro (Finanzierungshaushalt) 

Rechnungsabschluss 2022 -3.493,74 Euro (Finanzierungshaushalt) 

Rechnungsabschluss 2023 --9.677,22 Euro (Finanzierungshaushalt) 

 

Zuschussbedarf der Gemeinde bzw. Abgang pro Portion: 

RA 2022: -3.493,74 Euro / 18.800 Portionen = 0,19 Euro Erhöhung, um eine Kostendeckung zu erreichen. 

RA 2023: -9.677,22 Euro/ 18.938 Portionen = 0,51 Euro Erhöhung, um eine Kostendeckung zu erreichen. 

 

2.Vizebgm. Franz Arthofer sagt, dass er grundsätzlich gegen Erhöhungen ist. Das Land zwingt uns mehr und weniger 

dazu, dass wir sowas beschließen, sonst streichen sie uns HAF-Mittel. Es würde uns viel schlimmer treffen, wenn uns 

die HAF-Mittel gestrichen werden. Er bittet die Fraktionen, dass mit dem Land gesprochen wird. Anderseits wird gesagt, 

wir sollen keine Gebühren erhöhen, und im andren Zug werden wir gezwungen bei den HAF-Mitteln, dass die Gebühren 

kostendeckend eingehoben werden. Teilweise massiv erhöhen, mehr wie es wer anders gemacht hätte. Es ist eine 

Zweigleisigkeit, was hier gemacht wird. Er hofft, dass dies irgendwann wieder ausgebessert wird. 

GR Sascha Hübsch fragt, was der Essenseinsatz bzw. Materialeinsatz ist. 

GR Thomas Klugsberger sagt dazu, dass er die Gesamtkosten kennt. 

GR Sascha Hübsch sagt, dass wir in der Vergangenheit 0,85 Euro hatten und beim letzten hatten wir 1,15 Euro. Weißt 

du, wo wir aktuell stehen? 

GR Thomas Klugsberger sagt dazu, nein leider nicht. 

Bgm. Markus Hansbauer sagt dazu, dass er sich bei Ulrike Gumpoltsberger (Schulköchin) erkundigen kann. 
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GV Michael Desch sagt, dass es grundsätzlich nicht gut angekommen ist. Er ist der Meinung, dass eine Kommune nicht 

überall kostendeckend arbeiten muss, aber es ist im Familienausschuss so diskutiert worden, wir haben auch lange 

darüber diskutiert.  

 

Beschluss: 

Der Vorsitzende stellt den Antrag, die Anpassung der Tarife für die Schülerausspeisung wie dargestellt vollinhaltlich zu 

genehmigen. 

 

Abstimmungsergebnis: 

Der Antrag wird durch Erheben der Hand mehrheitlich angenommen. 

18 „JA“-Stimmen, 1 „Enthaltung“ (GR Elisabeth Jäger) 
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TOP 9. Arbeitsübereinkommen KBBE vereinbart zwischen Marktgemeinde Riedau und der Pfarrcaritas 

Riedau (Beratung und Beschlussfassung) 
 

Der Vorsitzende gibt den Sachverhalt bekannt: 

Die Fraktionen haben vollinhaltlich folgende Unterlagen im Amtsvortrag erhalten:  
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GR Bernhard Rosenberger fragt, ob man bei der Kündigungsfrist jährlich aussteigen kann. 

Bgm. Markus Hansbauer sagt dazu, dass es auf unbestimmte Zeit abgeschlossen wird.  

GR Bernhard Rosenberger sagt, dass drinnen steht, man muss einen triftigen Grund haben. 

Bgm. Markus Hansbauer sagt, dass im Arbeitsübereinkommen steht „Dieses Arbeitsübereinkommen tritt mit Beginn 

des Kindergarten-Arbeitsjahres 2024/2025 in Kraft und wird auf unbestimmte Zeit abgeschlossen. Gleichzeitig tritt das 

Arbeitsübereinkommen vom 17.10.2013 außer Kraft. Dieses Übereinkommen tritt außer Kraft, wenn der hinsichtlich 

des Pacht-/Miet-Gegenstandes abgeschlossene Pacht-/Miet-Vertrag endet, siehe Pkt. III und Beilage.“ Grundsätzlich ist 

es auf unbestimmte Zeit abgeschlossen. Bei Beendigung des Arbeitsübereinkommens hat eine abschließende 

Abrechnung, Ablauf wie Punkt X, davon abweichend zum Ende des Arbeitsjahres (31.08 = Kündigungstermin) zu 

erfolgen.  

GR Anna Wimmer fragt, was ist, wenn wir den Betreiber wechseln. 

Bgm. Markus Hansbauer sagt dazu, dass die Caritas vor Ort waren und es vorgestellt haben. Er geht nicht davon aus, 

wenn der Kindergarten neu ist, dass dann gewechselt werden soll.  

GR Anna Wimmer sagt, da ist dann kein Unterschied zwischen weltlicher bzw. katholischer Caritas. 

Bgm. Markus Hansbauer sagt, hier geht es grundsätzlich um die Betriebsführung. Der Wunsch war von den 

Pädagoginnen, dass eine Betriebsführung über die Caritas angestrebt wird, weil sie sich da gut aufgehoben fühlen. 

GR Bernhard Rosenberger sagt, nicht dass wir dann gefangen sind, was weiß er für wie viele Jahre. Vielleicht wäre in 

fünf Jahren doch ein anderer Betreiber attraktiver.  

GR Sascha Hübsch sagt, es würde keinen Sinn machen, wenn wir einen Betreiber wechseln und auf der anderen Seite 

einen Pachtvertrag machen. Wenn wir hier zwei unterschiedliche Fristen hätten, würden wir ja ein Problem bekommen. 

Dadurch, dass Fr. Laufenböck in Pension geht, wollte die Pfarre umsteigen, da die Pfarre dann eine fixe Betreuung 

bekommt für rechtliche Fragen bzw. Personalfragen. 

GV Reinhard Windhager sagt, dass beide Vertragspartner das Recht haben, dieses Übereinkommen unter Einhaltung 

einer einjährigen Kündigungsfrist zum Ende des Arbeitsjahres mittels eingeschriebenen Briefes schriftlich zu kündigen. 

Beide Vertragspartner können das Vertragsverhältnis oder Teile davon mittels eingeschriebenen Briefes mit sofortiger 

Wirkung auflösen, wenn die gesetzlichen Voraussetzungen für die Stilllegung oder Auflassung einer 

Kinderbetreuungseinrichtung erfüllt sind. 

GR Sascha Hübsch sagt dazu, das gleiche steht auch im Pachtvertrag drinnen. 

ER Ernst Sperl sagt, dass die jährliche Kündigung zum Ende des Kindergartenjahres nur dann möglich ist, wenn es einen 

wichtigen Grund gibt. Dann spekulieren wir wieder, was ist ein wichtiger Grund. Aber wenn ein Jahr Kündigungsfrist ist, 

müsste das mit dem wichtigen Grund nicht notwendig sein. 

GR Anna Wimmer fragt, wie machen wir das mit der Pfarrcaritas, das passt dann auch für sie. 

Bgm. Markus Hansbauer sagt dazu, ja. 

GV Reinhard Windhager sagt, was ein wichtiger Grund ist, darüber könnten wir heute eine Stunde diskutieren. 

Bgm. Markus Hansbauer sagt dazu, dass es heute irrelevant sei. Es entspricht dem Wunsch der Pädagoginnen und das 

soll im Vordergrund stehen. 
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Beschluss: 

Der Vorsitzende stellt den Antrag, das vorliegende Arbeitsübereinkommen der Kinderbetreuungseinrichtung 

vollinhaltlich zu genehmigen. 

 

Abstimmungsergebnis: 

Der Antrag wird durch Erheben der Hand mit 19 Stimmen einstimmig angenommen. 
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TOP 10. Pachtvertrag – Marktplatz 95/96 (Beratung und Beschlussfassung) 
 

Der Vorsitzende gibt den Sachverhalt bekannt: 

Die Fraktionen haben vollinhaltlich folgende Unterlagen im Amtsvortrag erhalten:  
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2.Vizebgm. Franz Arthofer fragt, ob das schon sicher ist, dass wir das Vorsteuerabzugsmodell nutzen dürfen. 

AL Petra Langmaier sagt dazu, dass dies bereits mit dem Steuerbüro Leitner&Leitner telefonisch abgesprochen wurde. 

Wenn wir einen Pachtvetrag haben und quasi die 1,5 % der Gebäudeherstellungskosten als Pachtzins verlangen mit 

Mehrwertsteuer, dürfen wir die Vorsteuer abziehen. 

2.Vizebgm. Franz Arthofer sagt, nicht dass wir es dann nicht bekommen, denn dann würden wir draufzahlen. Da würden 

wir 7.000 Euro im Jahr für nichts zahlen, wenn wir es nicht bekommen. So würden wir uns ca. 500.000 Euro sparen. 
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Beschluss: 

Der Vorsitzende stellt den Antrag, den vorliegenden Pachtvertrag mit einem Pachtzins von 29.010 Euro vollinhaltlich zu 

genehmigen. 

 

Abstimmungsergebnis: 

Der Antrag wird durch Erheben der Hand mit 19 Stimmen einstimmig angenommen. 
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TOP 11. Gründung einer Energiegemeinschaft – EEG DoRiZe (Kenntnisnahme) 
 

Der Vorsitzende gibt den Sachverhalt bekannt: 

Die Fraktionen haben vollinhaltlich folgende Unterlagen im Amtsvortrag erhalten:  

 

Auf Initiative von den Bürgermeistern und Amtsleitern der Gemeinden Dorf an der Pram, Zell an der Pram und Riedau 

wurde eine Energiegemeinschaft gegründet. So können sich die Gemeindebetriebe vorerst an der EEG beteiligen.  

 

2.Vizebgm. Franz Arthofer fragt, ob von Leader Förderungen dazu kommen. Bei Leader ist es in der Aussendung 

erwähnt worden, dazu kam heute ein Newsletter von Leader. 

AL Petra Langmaier sagt dazu, dass die Projektbegleitung der Gemeinde nichts kostet. Fr. Gegenleitner hat sich um 

das Einspielen der Daten im Programm gekümmert, Vereinsgründung etc.  

GR Sascha Hübsch sagt dazu, das bedeutet, dass wir für die administrativen Arbeiten nichts zahlen müssen. Es gibt 

Möglichkeiten, wenn es sich gut bewährt, dass sich private sich auch beteiligen können. 

Bgm. Markus Hansbauer sagt, das wäre wahrscheinlich der nächste Schritt.  

GR Sascha Hübsch fragt, es ist für alle offen. 

2.Vizebgm. Franz Arthofer sagt, dass auch im Sauwald bereits Energiegemeinschaften gegründet worden sind, wo 

auch der Strom bereits verkauft wird, von Privatpersonen. Die Mitglieder zahlen derzeit 8 Cent für den Einkauf und 10 

Cent kostet der Strom, dies war auch im Newsletter von Leader angeführt. 

GV Michael Desch sagt, grundsätzlich eine gute Sache.   

 

Die Gründung einer Energiegemeinschaft wurden von den Gemeinderatsmitgliedern zur Kenntnis genommen. 
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TOP 12. Sonderbedarfszuweisungsmitteln 2024 – Festlegung der Mittelverwendung (Beratung und 

Beschlussfassung) 
 

Der Vorsitzende gibt den Sachverhalt bekannt: 

Die Fraktionen haben vollinhaltlich folgende Unterlagen im Amtsvortrag erhalten:  

 

97.900 Euro stehen zur Verfügung, darüber kann der Gemeinderat frei verfügen 

- ca. 18.000 Euro für PV-Anlage Freibad 

- ca. 79.900 Euro für Straßenbeleuchtung/Beleuchtung Umstellung auf LED? Was hat größere Priorität? (Abwicklung 

über investive Gebarung notwendig!!!)  

 

Input: Oö. Umweltschutzgesetz Novelle 2024 – Umstellung der Außenbeleuchtung auf eine schonendere Beleuchtung. 

Nähere Infos unter https://www.land-oberoesterreich.gv.at/530100.htm  
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Bgm. Markus Hansbauer berichtet über die Ventile/Steuerung für die Heizung im Schulgebäude. 

GV Michael Desch sagt, dass er auch das Projekt in der Schule weiter vorne sieht. Das Projekt mit den LED-Körpern 

würde er weiter nach hinten stellen. Die verschiedenen Kreise bei der Heizung im Schulgebäude lassen sich nicht mehr 

regeln, die Steuerung fährt teilweise mit 70-80 Grad rein, teilweise müssen die Lehrer die Fenster aufmachen, weil es 

im Winter zu heiß ist. Es könnten ca. 20-30 % eingespart werden, wenn die Regelung/Steuerung getauscht wird. 

GV Reinhard Windhager sagt, dass es ja Volksschule und Hauptschule betrifft. Wenn man ohne Regelung voll heizt, ist 

dies sicher Priorität 1. Die Steuerung soll auch zukunftssicher für Folgemodelle sein.  

2.Vizebgm. Franz Arthofer fragt, brauchen wir dazu keine Eigenmittel. 

AL Petra Langmaier sagt dazu, dass dies 1:1 verwendet wird. 

GR Sascha Hübsch sagt, dass er ein Fan davon ist, wenn man sich etwas spart. Dass das Projekt mit der Heizung so ein 

Dilemma ist, war ihm nicht bewusst. Das Einzige, was aufgefallen ist, dass die Kosten sehr enorm sind. Wenn wir uns 

hier 20-30 % sparen, dann macht es sicherlich Sinn, wenn wir uns das Anschauen. Nichtsdestotrotz würde es auch Sinn 

machen, wenn wir ein paar von den alten Straßenlaternen tauschen bzw. umrüsten lassen. Das Geld verwenden, wo 

wir uns längerfristig etwas sparen können, wäre sinnvoll. Im Prüfungsausschuss wurde auch darüber gesprochen, wenn 

wir Geld hätten, würden wir es tun – jetzt haben wir es, nehmen wir es  füres für diese Projekte her. 

GV Michael Desch sagt, dass die 20-30 % eine Schätzung von der Fa. Luksch sind. Sollten wir uns 20 % einsparen, wären 

dies auch 4.000 Euro im Jahr. Wenn es geht, bitte drei Angebote einholen. 

Bgm. Markus Hansbauer sagt, dass was er so herausgehört hat, wären also die Projekte Heizungssteuerung in der 

Mittelschule/Volksschule, sollte noch etwas übrigbleiben, sollte in Beleuchtung/Laternen investiert werden. 

2.Vizebgm. Franz Arthofer fügt dazu, die älteren Beleuchtungen oder, dass man Pomedt mal fertigstellt. 

GV Michael Desch sagt, dass wird schon vier Jahre versprochen.  

2.Vizebgm. Franz Arthofer sagt, dass er die Aufstellung von den Straßenbeleuchtungen Sandra geschickt hat. Die 

ältesten Leuchten sind in der Leitzstraßen bzw. bei Fam. Pointl, das sind die ältesten im Ort. Da ist teilweise der Beton 

schon schlecht.  

GR Bernhard Rosenberger fragt, nur zur Klarstellung, sollte uns noch etwas Besseres einfallen nach der Sitzung, dann 

sind wir derzeit nicht festgenagelt. 

Bgm. Markus Hansbauer sagt dazu, dass er den Antrag stellen wird, dass in die Heizung/Steuerung investiert wird. Die 

Kosten dazu sind eine grobe Schätzung. Sollte noch etwas übrigbleiben, dann kann man eventuell in Straßenlaternen 

bzw. bei Gebäuden in Angriff nehmen. Auf alle Fälle, wo wir uns etwas längerfristig sparen können. 

GR Bernhard Rosenberger sagt, dass er nichts dagegen hat. Aber vlt. fällt uns in einer Woche etwas Besseres ein. 

AL Petra Langmaier sagt dazu, dass es da auch darum geht, dass das Projekt beim Voranschlag noch angelegt werden 

muss.  
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Beschluss: 

Der Vorsitzende stellt den Antrag, dass die Sonderbedarfszuweisungsmitteln 2024 vorrangig für die Heizungssteuerung 

Mittelschule/Volksschule eingesetzt werden. Die restlichen Mitteln, je nach Bedarf für 

Beleuchtung/Straßenbeleuchtung/PV-Anlage Freibad. 

 

Abstimmungsergebnis: 

Der Antrag wird durch Erheben der Hand mit 19 Stimmen einstimmig angenommen.  
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TOP 13. Nachwahl nach Mandatsverzicht von ER Kerstin Helml – Fraktionswahl SPÖ (Beratung und 

Beschlussfassung) 
 

Der Vorsitzende gibt den Sachverhalt bekannt: 

Die Fraktionen haben vollinhaltlich folgende Unterlagen im Amtsvortrag erhalten:  

 

Fr. Kerstin Helml hat am 13. Mai 2024 auf ihr Mandat verzichtet. Es ist daher eine Nachwahl im Kultur- und 

Vereinswesenausschusses notwendig. 

 

Beschluss: 

2.Vizebgm. Franz Arthofer stellt den Antrag, die Wahlen der heutigen Tagesordnung offen abzustimmen. 

 

Abstimmungsergebnis: 

Der Antrag wird durch Erheben der Hand mit 19 Stimmen einstimmig angenommen.  

 

a.) Nachwahl eines Ersatzmitgliedes in den Kultur- und Vereinswesenausschusses – Fraktionswahl 

SPÖ (Beratung und Beschlussfassung) 
 

Als Ersatzmitglied vorgeschlagen wird:  Karin Eichinger 

 

Beschluss: 

Der Vorsitzende stellt den Antrag, dem eingebrachten Wahlvorschlag die Zustimmung zu geben. 

 

Abstimmungsergebnis: 

Der Antrag der SPÖ wird durch Erheben der Hand mit 5 Stimmen einstimmig angenommen. 
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TOP 14. Personalvertretungswahlen 2024, Bekanntgabe der Mitglieder des Dienststellenausschusses 

(Kenntnisnahme) 
 

Der Vorsitzende gibt den Sachverhalt bekannt: 

Die Fraktionen haben vollinhaltlich folgende Unterlagen im Amtsvortrag erhalten:  

 

 

 

Das Ergebnis der Personalvertretungswahl 2024 wurde von den Gemeinderatsmitgliedern zur Kenntnis genommen. 
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TOP 15. Dienstbarkeitsvertrag abgeschlossen zwischen der Marktgemeinde Riedau und dem Verein 

Österreichisches Rotes Kreuz, KG 48138, EZ 382, Gstnr. 55/2 (Beratung und Beschlussfassung) 
 

Der Vorsitzende gibt den Sachverhalt bekannt: 

Die Fraktionen haben vollinhaltlich folgende Unterlagen im Amtsvortrag erhalten:  
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-5
7

-  
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Beschluss: 

Der Vorsitzende stellt den Antrag, den vorliegenden Dienstbarkeitsvertrag zwischen der Marktgemeinde Riedau und 

dem Verein Österreichischen Roten Kreuz vollinhaltlich zu genehmigen. 

 

Abstimmungsergebnis: 

Der Antrag wird durch Erheben der Hand mit 19 Stimmen einstimmig angenommen.  
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TOP 16. Kindergartentransport (Beratung und Beschlussfassung) 
 

Der Vorsitzende gibt den Sachverhalt bekannt: 

Die Fraktionen haben vollinhaltlich folgende Unterlagen im Amtsvortrag erhalten:  

 

Telefonat über die monatlichen Kosten wurden von Sandra Habenschuss durchgeführt. Rückmeldung der Eltern, dass 

sie ihre Kinder abmelden. 

Gespräche mit Busunternehmer wurden vorab durch AL Petra Langmaier durchgeführt. 

 

Bgm. Markus Hansbauer sagt, dass das Thema bzgl. Kindergartentransport ,Kindergartentransport, bereits im 

Familienausschuss besprochen bzw. diskutiert worden ist. Es sind ca. 8-9 Elternteile, die sich gemeldet haben. Aufgrund 

der Finanzsituation, Zauberwort „kostendeckend“ haben wir einen Beitrag von 70 Euro errechnet. Sandra hat auf 

Wunsch von Hr. Desch alle betroffenen Personen telefonisch kontaktiert. Im Endeffekt wäre ein Elternteil 

übriggeblieben. Bei der Fa. Gumpoltsberger haben wir nachgefragt, er wäre nicht beleidigt, wenn der 

Kindergartentransport wegkommt, da es für ihn ein Defizitgeschäft ist, da es wenige Kilometer sind.  

GR Karin Eichinger fragt, wenn wir ihn jetzt abschaffen würden, könnten wir in auch wieder jederzeit machen. Wir sind 

hier jetzt nicht gebunden, wenn wir uns dies wieder leisten könnten. 

Bgm. Markus Hansbauer sagt, dass die Tür nicht geschlossen ist, sondern dass eher Gespräche mit der Firma 

Gumpoltsberger sind, ob er Ressourcen hätte.  

1.Vizebgm. Johann Schmidseder sagt dazu, dass würden wir uns zu dem gegebenen Zeitpunkt anschauen. 

GR Karin Eichinger sagt, nicht dass es dann heißt, dass es ihn nie wieder geben wird. 

GV Reinhard Windhager sagt, wenn mehr Kinder da sind, ist es sicherlich leichter. 

GR Karin Eichinger sagt, dann wäre es ja auch wieder billiger.  

Bgm. Markus Hansbauer sagt, dass zB. eine Meldung war, es wäre praktisch gewesen - aber der Betrag ist zu teuer, 

dann bringe ich sie selbst hin. Natürlich ist es eine Annehmlichkeit, in den meisten Fällen hatte es sich schnell erledigt.  

 

Beschluss: 

Der Vorsitzende stellt den Antrag, den Kindergartentransport bis auf Weiteres einzustellen. 

 

Abstimmungsergebnis: 

Der Antrag wird durch Erheben der Hand mit 19 Stimmen einstimmig angenommen.  
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TOP 17. Aufkündigung/Rückforderung der Geschäftsanteile der Marktgemeinde Riedau (Beratung 

und Beschlussfassung) 
 

Der Vorsitzende gibt den Sachverhalt bekannt: 

Die Fraktionen haben vollinhaltlich folgende Unterlagen im Amtsvortrag erhalten:  

 

- Lawog    2.906,80 Euro (keine Auszahlung möglich lt. Schreiben) 

- ISG   63.885,72 Euro (Auszahlung möglich lt. Schreiben) 

 

GR Sascha Hübsch sagt, wir müssen leider die Anteile auflösen. Eigentlich ist es eine Frechheit bzw. eine Entmündigung 

für die Gemeinde, dass man die Anteile sich auszahlen lassen muss. Wenn wir uns ehrlich sind, wir haben in der 

Vergangenheit einen Grund dafür hergegeben im Beidseitigen Interesse. Wenn wir uns das auszahlen lassen, sehe ich 

eher die Gefahr, dass die ISG sich dies irgendwo wiederholen wird. 

1.Vizebgm. Johann Schmidseder sagt, mit dieser Meinung bist du nicht allein. 

2.Vizebgm. Franz Arthofer sagt, dass es nicht hintenrum ist. Eigentlich ist es eine Enteignung, wenn wir den Grund 

dazumal nicht verkauft hätten, hätten wir den Grund noch im Eigentum. Das Nächste ist, dass die BH hergeht, dass wir 

einen Baugrund verkaufen müssen. Das wird das nächste sein, was kommt, das ist wirklich schlimm. Wir haben von 

2018 den Brief von der ISG, welche von der Amtsleitern ausgeschickt worden ist, dass die Mieten um 12 Cent erhöht 

werden pro Quadratmeter. Das ist sicher schon höher. 

AL Petra Langmaier sagt dazu, es sind auch jetzt noch die 12 Cent. Das Geld ist auch nicht mehr geworden. 

2.Vizebgm. Franz Arthofer sagt, bei einer 100 m² Wohnung ist es trotzdem ein Betrag. Die unteren Wohnungen sind 

relativ teuer und im Endeffekt hauen wir bei den alten Wohnungen noch etwas drauf.  

ER Roswitha Krupa sagt, dass sie es nicht versteht, warum hier nicht ein Gemeindereferent mit der BH redet. Das kann 

es ja auch nicht sein. 

GV Michael Desch sagt, dass es bereits des Öfteren erwähnt worden ist. Grundsätzlich ist es eine Frechheit, die BH bzw. 

das Land etc. bringen den Finanzausgleich nicht zusammen und die Städte/Gemeinde, die werden ausgedruckt. Da geht 

es uns nicht allein so. 63.000 Euro für unsere Budget werden wir auch keine Meter machen und sogar das müssen wir 

uns herausholen, sodass halt die auf der BH eine Ruhe geben. 

GR Karin Eichinger sagt, im Endeffekt ist es eine Erpressung, weil wenn wir es nicht machen, dann reihen wir euch hinten 

an. Es ist eigentlich eine bodenlose Frechheit, niemand ist für solche Sachen. Da dürfen sie sich echt was einfallen lassen, 

sonst ist es nicht mehr lustig die nächsten Jahre. Die 63.000 Euro machen das Kraut nicht wirklich fett, das Geld ist 

schnell weg. 

2.Vizebgm. Franz Arthofer sagt, dass das ruhig bei einer Bgm.-Konferenz angesprochen werden darf. Das nächste wird 

sein, dass wir Baugründe verkaufen sollen. 

AL Petra Langmaier sagt dazu, bei einer Bgm.-Konferenz wird es nicht viel bringen. 

2.Vizebgm. Franz Arthofer sagt, aber wenn sich die Bürgermeister einig sind, schon. Es schimpft doch der Großteil, aber 

es traut sich ja keiner was sagen nach Linz.  

GR Bernhard Rosenberger fragt, was ist, wenn wir nicht zustimmen. 

AL Petra Langmaier sagt dazu, dann werden die HAF-Mitteln gestrichen. Wir bekommen dann keine HAF-Mitteln. 
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Bgm. Markus Hansbauer sagt, dass es ganz genau angeschaut wird, wenn es nicht aufgelöst wird. Die Info haben wir 

von der BH erhalten.  

GR Bernhard Rosenberger sagt, können wir anmerken, dass eigentlich keiner dafür ist. Das ist doch schwachsinnig. 

Dann brauchen wir eigentlich gar nicht darüber abstimmen, im Endeffekt sind wir eh nur Handlanger. Rein vom 

Gewissen her, müssen wir sagen wir tun es nicht – fertig.  

2.Vizebgm. Franz Arthofer sagt, dass Problem ist, dass uns das andere härter treffen würde als das andere. 

GR Bernhard Rosenberger sagt, schreiben wir eine Protestnote dazu. 

AL Petra Langmaier sagt, dass von der BH die Auskunft erteilt worden ist, dass eigentlich kein GR-Beschluss 

notwendig ist und die Entscheidung dem Bürgermeister obliegt.  

ER Roswitha Krupa sagt, dass alle die Schuld haben.  

AL Petra Langmaier sagt, dass die Auszahlung mit der ISG bereits abgeklärt ist, dass Geld wird im Juli überwiesen.  

Bgm. Markus Hansbauer sagt, dass es deswegen oben ist, weil dies bei einer Prüfung sicher aufgeschlagen wäre 

warum sind die 63.000 Euro gekommen. 

GR Sascha Hübsch sagt, es ist eigentlich eine Sauerei. 

GR Karin Eichinger sagt, bitte schreibt es rein, eigentlich ist der Gemeinderat einstimmig gegen diesen Scheiß, aber 

wir müssen es ja trotzdem machen. 

 

Beschluss: 

Der Vorsitzende stellt den Antrag, die Aufkündigung/Rückforderung der Geschäftsanteile der Marktgemeinde Riedau 

vollinhaltlich zu beschließen. 

 

Abstimmungsergebnis: 

Der Antrag wird durch Erheben der Hand mehrheitlich angenommen. 

18 „JA“-Stimmen, 1 „Enthaltung“ (GR Elisabeth Jäger) 
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TOP 18. Ansuchen um Aufschub der Bauverpflichtung für das Gstnr. 758/5, KG 48138 (Beratung und 

Beschlussfassung) 
 

Der Vorsitzende gibt den Sachverhalt bekannt: 

Die Fraktionen haben vollinhaltlich folgende Unterlagen im Amtsvortrag erhalten:  

 

GR-Beschluss 19.07.2021, TOP 13 – Genehmigung einer Infrastrukturvereinbarung und Baulandsicherungsvertrag mit 

Friedrich und Barbara Raschhofer 

· Bauverpflichtung wäre die Errichtung eines Wohnhauses im Rohbau einschließlich Dacheindeckung 
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**** Mail 3.4.2024 Bauamt -> Antragsteller nicht anonymisiert **** 
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2.Vizebgm. Franz Arthofer fragt, ob man weiß, warum dies auf drei Jahre verkürzt wurde. 

Bgm. Markus Hansbauer sagt, dass die Begründung damals war, dass sie sowieso vorgehabt haben zu bauen, und dann 

hat sich jedoch die wirtschaftliche Situation dramatisch geändert. 

GR Lukas Sumereder sagt, die Frage war eher, warum von zehn Jahren auf drei Jahren gegangen wurde. 

AL Petra Langmaier sagt, dass dies vom Land eine Vorgabe war, dass von zehn Jahren auf fünf Jahren heruntergegangen 

wurde. Fam. Raschhofer hat jedoch schriftlich bestätigt, dass dies innerhalb kürzerer Zeit bebaut wird und somit waren 

die drei Jahre bestätigt und jetzt möchten sie jedoch wieder verlängern. 

GR Bernhard Rosenberger sagt, dass er gerne möchte, dass dies maximal auf die fünf Jahre verlängert wird. Machen wir 

uns keine Lücke auf, sonst kommt jeder daher. 

Bgm. Markus Hansbauer sagt, es geht ab Rechtskraft des Flächenwidmungsplanes plus fünf Jahre.  
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Beschluss: 

Der Vorsitzende stellt den Antrag, dass der Aufschub für die Bauverpflichtung auf max. fünf Jahre erhöht wird, ab 

Rechtskraft des Flächenwidmungsplanes (Rechtskraft: 04.01.2022 + 5 Jahre). 

 

Abstimmungsergebnis: 

Der Antrag wird durch Erheben der Hand mit 19 Stimmen einstimmig angenommen.  
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TOP 19. Gestattungsvertrag über die Benützung von öffentlichen Straßen und Wegen abgeschlossen 

zwischen G.Spindler Erdbau GmbH und der Marktgemeinde Riedau (Beratung und 

Beschlussfassung)  
 

Der Vorsitzende gibt den Sachverhalt bekannt: 

Die Fraktionen haben vollinhaltlich folgende Unterlagen im Amtsvortrag erhalten:  
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Beschluss: 

Der Vorsitzende stellt den Antrag, den gegenständlichen Gestattungsvertrag vollinhaltlich zu genehmigen. 

 

Abstimmungsergebnis: 

Der Antrag wird durch Erheben der Hand mit 19 Stimmen einstimmig angenommen.  
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TOP 20. Bericht des Bürgermeisters 
 

- pos. Ergebnis Volksanwaltschaft Pointner/Ottendt 

- Oö. Landesgartenschau 2025 – Postwurf über Ideensammlung wird an alle Gemeinde im Bez. ausgeschickt 

- Projekt Kindergarten - erste Förderzusage (LZ) erhalten, BZ noch ausständig 

- Tag der Älteren – 27.10.2024 

- VA 2024 – Ergebnis der lfd. Geschäftstätigkeit aktuell. bei -238.400 Euro / Projekt für Sonder-BZ noch 

ausständig 

- Lego Robotics – ein Team wieder bei den Weltmeisterschaften dabei 
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TOP 21. Allfälliges 
 

2.Vizebgm. Franz Arthofer fragt, wie es mit dem Kindergarten jetzt weiter geht. 

AL Petra Langmaier sagt dazu, wenn der BZ-Antrag retour kommt, kommt der Finanzierungsplan und dann kommt er in 

den Gemeinderat und dann wird weiter gemacht. 

Bgm. Markus Hansbauer sagt, wenn die Finanzierung komplett steht, auch der Abriss. 

GR Sascha Hübsch fragt, was aktuell ist mit dem Hausruckbau. 

Bgm. Markus Hanbauer sagt, dass es noch bei Gericht liegt, der Wunsch wäre, dass der Kauf rückabgewickelt wird. 

GR Sascha Hübsch fragt, hat aber nichts aktuell mit uns zu tun. 

Bgm. Markus Hansbauer sagt, dass wir momentan aus dem Schneider sind. Es kommt definitiv noch etwas, was bei der 

Gerichtsverhandlung gesprochen wurde. Die Rückkaufkosten sind ca. 128.000 Euro. 

2.Vizebgm. Franz Arthofer fragt, ob wir noch eine Budgetsitzung machen, wo wir uns es durchschauen können.  

AL Petra Langmaier sagt, dass das Projekt noch reingegeben wird, dann wird er zur Vorprüfung an die BH Schärding 

übermittelt. Dann kann es sein, dass noch gewissen Sachen noch retour kommen.  

2.Vizebgm. Franz Arthofer sagt, zumindest, dass wir ihn auch mal sehen. 

AL Petra Langmaier sagt, dass er vorgeprüft wird und dann kommt er in den Gemeinderat rein. Anmerken möchte sie 

auch, dass die Sachen vom Voranschlag nebenbei gemacht werden. Es ist nicht meine Aufgabe den Voranschlag zu 

erstellen und es ist auch nicht lustig ihn zu machen, da es nebenbei ist  

2.Vizebgm. Franz Arthofer sagt, es wäre trotzdem interessant, bevor er auf die BH geht, dass er kurz angeschaut werden 

kann.  

GV Michael Desch sagt, bevor er zur Prüfung geht. 

AL Petra Langmaier sagt dazu, dass wir dann sicher nicht Zahlen jonglieren werden. Es ist trotzdem viel Arbeit, dass 

herumgebessert wird. Es ist wirklich sehr viel Arbeit den Voranschlag zu erstellen, aufgrund vom HAF. 

 

Keine weiteren Wortmeldungen 
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Nachdem die Tagesordnung erschöpft ist und sonstige Anträge und Wortmeldungen nicht mehr vorliegen, schließt der 

Vorsitzende die Sitzung um 20:15 Uhr. 

 

 

 

 

 

  

Der Vorsitzende  Schriftführer 

 

Genehmigung der Verhandlungsschrift über die letzte Sitzung 

Gegen die während der Sitzung zur Einsicht aufgelegene Verhandlungsschrift über die Sitzung vom 25.04.2024 keine - 

folgende - Einwendungen erhoben. 

 

Der Vorsitzende beurkundet hiermit, dass gegen die vorliegende Verhandlungsschrift in der Sitzung vom __________ 

keine Einwendungen erhoben wurden - über die erhobenen Einwendungen der beigeheftete Beschluss gefasst wurde 

und diese Verhandlungsschrift daher im Sinne des § 54 (5) OÖ. Gem0 1990 als genehmigt gilt.  

 

Riedau, am …………………………….     

 

 

 

 

 

 

 

 

 Der Vorsitzende  

   

 

 

 

 

  

ÖVP GV Reinhard Windhager  FPÖ GV Michael Desch 

 

 

 

 

  

2. Vizebgm. Franz Arthofer  LISTE GR Bernhard Rosenberger 

 


